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Telegramme .
/ X Wien , 11 . Juni . Die „Presse" schreibt : Die An¬

nahme der westmächtlichen Anträge ist als gesichert
zu betrachten , wenngleich Oesterreich dem Programm der
Westmächte nicht unbedingt zustimmt . Oesterreich hat zu den
Punkten 2 und 3 Amendements gestellt, von der Auffassung
ausgehend , Oesterreich könne bezüglich der Befugnisse der
polnischen Nationalvertretung und Verwaltungsautonomie
nichts beantragen , was über die Zugeständnisse hinausgeht,
die es Ungarn machen kann . Wenngleich in dem Pro¬
gramm der drei Mächte von einem Waffenstillstand keine
Rede sei , so werde doch die Motivirung des englisch-fran¬
zösischen Programms die Forderung des Waffenstillstandes
als nothwendiger Voraussetzung der Konferenz ganz bestimmt
enthalten .

-f-f Danzig , 10 . Juni . Die „Danzig. Zeitung " mel¬
det, die Warschauer Bank sei um 3 */, Millionen Rubel,
größtentheils in Pfandbriefen, bestohlen worden

P Paris , 11 . Juni . Die Bank hat ihren Diskonto
auf 4 Prozent erhöht .

Paris , 11 . Juni . (W . T . -B.) Der „ Moniteur " meldet:
Eine Depesche des französischen Konsuls in Neu-Aork vom
1 . Juni sagt : Berichte aus Habana und Vera - Cruz
melden die Einnahme Puebla ' s . Ortega hat sich mit
18,000 Mann auf Gnade und Ungnade ergeben .

Triest , 10. Juni. (W. T. -B .) Die Ueberlandpost
bringt Nachrichten aus Hongkong vom 29 . April . Die
Beantwortung des brittischen Ultimatums an Japan war an
diesem Tage noch nicht erfolgt , weil der Taikun nach Zako
abgereist war und ihm das Ultimatum nachgeschickt werden
mußte . Der japanesische Gouverneur in Kanagava hatte
dem brittischen Admiral erklärt, die Regierung sei zu schwach ,
um den Mörder Richardson 's, den Fürsten Schimad zu -La¬
bara , zu strafen ; man möge die seinen Söhnen gehörigen
Lutschu-Jnseln sequestriren . Ein den Letzteren gehöriger
Dampfer war weggenommen worden. In 'Isokuhama lagen
8 brillische Schiffe ; 5 weitere wurden erwartet . Die britti¬
schen Unterthanen in Japan wurden zu Vorsichtsmaßregeln
angewiesen.

Neu -Bork , 1 . Juni . (W . T. -B .) Die Unionisten haben
bei drei vergeblichen Stürmen aus Vicksburg bedeutende
Verluste erlitten. — Goldagio 47 ; Wechsel 60 Vz .

Deutschland .
Kassel , 9 . Juni . (Fr . I .) Nächsten Samstag soll mit

der Berathung des Budgets begonnen und bis zu dessen
Erledigung täglich eine Sitzung gehalten werden . — In
nächster Woche wird die Regierung einen Gesetzentwurf ver¬
legen, durch welchen die Vorschriften des Wahlgesetzes
vom 5 . April 1849 hinsichtlich der Wahlleitung abgeändert
werden, da bei der veränderten Organisation die dort ge¬
nannten Bezirksdirektionen nicht mehr bestehen. Darnach
sollen die Funktionen der Bezirksdirektionen rc . auf die Re¬
gierungen und die dermalen bestehenden Bezirksrälhe über¬
gehen . Im Juli habeu die Neuwahlen zu beginnen . Außer¬
dem soll in dem Gesetz vorgesehen werden , daß Nauheim
künftig mit den Städten wählt.

Kassel , 10. Juni . (W . T . -B .) Das so eben ausge¬
gebene Gesetzblatt enthält das Gesetz vom 6 . Mai, weitere
Bestimmungen über die Zusammenfetzung der Ständever¬
sammlung und ein Ministerialausschreibenvom Heutigen, die
Wahl der ritterschaftlichen Landtags-Abgeordneten betreffend .

Vom Niederrheiv, 8. Juni . In Crefeld fand am 6.
d. eine Wahlmäuner - Versammlung statt, in welcher
einstimmig beschlossen wurde, dem Abg . v . Sybel für seine
energische Vertretung des Versassungsrechts auf nächsten
Sonnabend einen festlichen Empfang zu bereiten , bei welcher
Gelegenheit demselben eine Dankadresse , von den Wahlmän¬
nern und Urwählern unterzeichnet , überreicht werden soll.
Eben so einstimmig wurde beschlossen , auf Sonntag ein
großes Bankett zu Ehren des Abgeordneten zu veranstalten.

Aus Bonn schreibt die „Köln. Ztg . " : Ein von den
Studenten zu Ehren des Professors v. Syb el beabsichtigter
Fackelzug muß unterbleiben , weil die polizeiliche Erlaubnis
dazu nicht ertheilt worden ist . Die Studenten wollen es sich
aber nicht nehmen lassen , dem hochgeschätzten Lehrer ein Zei¬
chen ihrer Verehrung zu geben, und werden daher einen großen
Kommers veranstalten.

Kol« , 9. Juni . (Fr. I .) Es unterliegt keinem Zweifel,
daß in Köln, darum auch am ganzen Niederrhein, m dem
zwischen dem Ministerium und dem Abgeordnetenhause aus-
gebrochenen Konflikte alle Parteien sich auf die Seite der
Volksvertretung stellen werden . denn der hiesige Bürger -
verein , der die klerikale Partei rcpräsentirt, hat gestern
Elbend in dieser Beziehung einen durchaus entschiedenen Be¬
schluß gefaßt . In der betreffenden Resolution erklärt man,daß das Abgeordnetenhaus im Sinne der Mehrzahl der Ur¬
wähler und Wahlmänner gehandelt ; ferner, daß alle Bürger
Kür Vertheidigung der Verfassung zusammenstehen und unter¬

geordnete Parteifragen fallen müßten , indem die Majorität
der Abgeordneten das verfassungsmäßige Recht und die ihr
übertragene Pflicht ausgeübt habe . Bei dieser Sachlage läßt
es sich erwarten, daß in einer auf morgen zusammenberufenen
Versammlung sämmtliche Wahlmänner eine Zustimmungs¬
adresse an unsere Abgeordneten Unterzeichnen werden .

Eisenach . (W. Z.) DieKirchenkonserenz beschäf¬
tigte sich in ihren Sitzungen vom 5. und 6. d . mit den beiden
Fragen der Einweihung evangelischer Kirchen und einer ein-
heitllchen Gestaltung des lutherischen Bibeltextes .

* Berlin , 9. Juni . Die „Berlin . Reform " ver¬
öffentlicht folgende , ihrem Verleger zugegangene zweite
Verwarnung :

Die Nummer 130 der in Ihrem Verlage erscheinenden Zeitung
„Berliner Reform * liefert den Beweis, daß die in derselbe » abzedruckte
Verwarnung vom 5. Juni d . I . fruchtlos gewesen , das bezeichnet -
Blatt vielmehr bei der Haltung verblieben ist , durch welche seine Ver¬
warnung hervvrgerusen worden. Daß durch den Artikel : „ Vor dreie
unddreißig Jahren "

, insbesondere dessen gehässigen Schlußsatz , dahin
hat gewirkt werden sollen , die Verordnung vom 1 . Juni d. I . , be¬
treffend das Verbot von Zeitungen und Zeitschriften, dem Hasse auS-
zusetzen , ist um so weniger zu bezweifeln , als bereits der Leitartikel
der Nr. 127 Ihres Blattes die Rückblicke auf frühere Geschichtsepochen
und die Schicksale anderer Völker als geeigneten Ersatz für die zu be¬
schränkend « Besprechung der innern Politik bezeichnet . Auf Grund
der 88- 1 - 3 und 8 der gedachten Verordnung ertheile ich Ihnen da¬
her hiermit eine nochmalige Verwarnung . Berlin , 8. Juni 1863 .
Der Polizeipräsident v. Bernuth .

Zu dieser Verwarnung bemerkt die „Kreuzzeitnng " höh¬
nisch : „Man sagt , zwei von den bekannten 6 Berliner Blät¬
tern wünschten verboten zu werden , weil ihre Mittel zu Ende
wären. " — Die Verwarnung , welche die „ Magdeb . Ztg . "
wegen ihres Anschlusses an die Erklärung der liberalen Ber¬
liner Blätter erhalten hat , ist durch den Zusatz verschärft ,
daß das Blatt deßhalb gerichtlich verfolgt werden soll . Der
bisherige Hauptredakteur der „Magdeb . Ztg." , 0,-. Hoppe ,
ist von der verantwortlichen Redaktion zurückgetreten , und
dieselbe erscheint jetzt unter der Verantwortlichkeit des bis¬
herigen zweiten Redakteurs Hrn . G. Wandel. — Dem Re¬
gierungspräsidenten v . Bignau zu Erfurt ist bei seiner Ver¬
warnung der „Thüring . Ztg . " das Eigenthümliche passirt,daß er in der Schlußstelle der auch von ihr ausgenommenenBerliner Erklärung eine an jeden Einzelnen aus dem Volke
gerichtete Anreizung zum Ungehorsam gegen obrigkeitliche
Anordnungen gefunden hat. Nun aber erklärt die Redaktion
der „Thüring. Ztg." , daß in ihrem Abdruck der Erklärung
gerade der bezügliche , von Hrn . v . Vignau hervorgehobeneL-chlußsatz gar nicht enthalten sei , indem sie ihn absichtlich
unterdrückt habe. Hr . v . Vignau kann also die Erklärungin der Fassung des von ihm verwarnten Blattes gar nicht
näher angesehen haben .

Berlin , 9 . Juni . Der König empfing gestern eine De¬
putation aus Pommern , bestehend aus dem -Luperinten -
denten Lenz aus Wangerin , dem Rittergutsbesitzer Andrae
aus Roman und dem Lauerhofsbesitzer Neumann aus Si -
mötzel , welche eine Petition von 73 pommer '

schen Gemeinde -
kirchenräthen überreichten , worin um Anerkennung und
Sicherstellung des evangelisch -lutherischen Bekenntnisses als
Basis und Schranke für die bevorstehenden Synoden und um
bekenntnißmäßige Gestaltung derselben gebeten wird. Se .
Mas. empfing, wie die „Kreuzzeirung " meldet , die Deputation
sehr wohlwollend und gab die Versicherung , daß diese Ange¬
legenheit nochmals sorgfältig geprüft und was zur klaren und
bestimmten Feststellung des Bekenntnisses innerhalb der lan¬
deskirchlichenUnion für die Synoden erforderlich sei , in Er¬
wägung gezogen und angeordnet werden solle . — Die Mit¬
theilung mehrerer Blätter , daß bereits ein neues Wahlge¬
setz bearbeitet , einstweilen aber wieder zurückgelegt worden
sei , ist , wie die „Kreuzztg . " versichert, vollständig unbe¬
gründet. (Vielleicht besteht das Unwahre darin , daß das
neue Wahlgesetz wieder zurückgelegt sei.) — Die „Volksztg . "
bringt heute eine Ansprache an ihre Leser, der wir den
Anfang und den Schluß entnehmen :

Wir halten es für unsere Pflicht, den Lesern der „ Volksztg." anzu¬
zeigen , daß wir über innere Angelegenheiten unseres Staatslebens für
die nächste Zeit nur thatsächliche Nachrichten bringen werden. Betrach¬
tungen hierüber anzustellen, das werden und das können wir fortan
dem Selbstdenken unserer Leser überlassen . Und nun — schwei¬
gend über Alles, wo Schweigen ein Gebot ist — mit erneuertem Muthe
an die frische Geistesarbeit ! — Wir sordcrn Treue ; nicht für dies
Blatt , sondern für Dich selber ! Bleib Dir treu , wie wir uns treu
bleiben wollen ! Wir fordern feste Beharrlichkeit, wie wir sie in uns
tragen . Wir svrdern Ausdauer , wie wir sie bewahren und bewähren
werden! Unser Wünschen, unser Wollen , unser Hoffen wird in treuer
Geistespflege auf anderen Gebieten keine Einbuße erleiden. Wenn das
Dunkel weicht und die Wolken schwinden , werden wir am Rechte nichts
verloren und am Geiste viel gewonnen haben ! — Gott schütze da«
Vaterland I

H Berlin , 10. Juni . Dem Vernehmen nach sind in den
höchsten Regierungskreisen Berathungen über dasVereins -
und Versammlungswesen im Gange. Noch soll nicht
ausgemacht sein , ob eine Verschärfung der Ueberwachuugö -

vorschriften zu erwarten ist , oder ob man dazu schreiten werde,die Presse an der weiternVerbreitung aufregenderReden aus
Vereinen und Versammlungenzu hindern . Eine von beiden
Maßnahmen scheint aber in Aussicht zu stehen . — Se . Maj.der König besichtigte heute Vormittag das vor zwei Mona¬
ten wieder zusammengetretene Lehr-Jnfanteriebataillon und
wohnte den Hebungen desselben bis zum Schlüsse bei. Seit
der treulichen Krankheit des Königs war es heute die erste
Truppenbesichtigung, welche Höchstdersclbe auf dem Exerzir-
platz wieder abhielt . Die Nachrichten über das Befinden Sr .
Majestät lauten fortdauernd günstig.

Gestern Mittag hielt der hiesige Magistrat eine außer¬
ordentliche Sitzung ab , um über den inhibirenden Erlaß der
Regierung zu Potsdam in Sachen des Beschlusses wegen Ab¬
sendung einer Deputation an den König in Erörterung zutreten . Nach längeren Verhandlungen beschloß das Magi¬
stratskollegiummit 16 gegen 14 Stimmen, sich dem von der Ne¬
gierung ausgesprochenen Inhibitorium zu fügen und den be¬
treffenden Beschluß der Kommunalbehörden nicht zur Ausfüh¬
rung zu bringen. — Wie verlautet, wird ein Theil des großh .
Mecklenburg - Sch w er in ' schen Bundeskontin¬
gents an den diesjährigen Herbstübungcn des Gardekorps
und des 3. Armeekorps Theil nehmen. Diese Herbstmanö¬
ver sollen in der Gegend von Müncheberg abgehalten werden.

Wien , 9 . Juni . Endlich ist etwas Klarheit in dieLage
gekommen. Wir wissen jetzt bestimmt , daß Frankreich und
England die österreichischenVorschläge als die angemessene
Grundlage der in St . Petersburg zu stellenden Forderungen
angenommenhaben ; wir wissen eben so bestimmt, daß sie gleich¬
wohl diese Vorschläge in einzelnen Theilcn insofern amendirt
haben , als sie denselben hin und wieder eine schärfere und
präzisere Fassung gaben , und wir wissen endlich bestimmt,
daß diese Amendementsvorschläge am 6 . Juni in Wien einge¬
troffen sind , und daß das österreichische Kabinet sich nun sei¬
nerseits darüber zu erklären haben wird.

Wie wird seine Erklärung ansfallen? Vielleicht beantwor¬
tet der Telegraph diese Frage vollständig, bevor die Eisenbahndie gegenwärtigen Zeilen in Ihre Hände bringt ; denn auf
heute ist , und zwar unter dem persönlichen Vorsitz des Kai¬
sers, ein Ministerrath anberaumt, welcher voraussichtlich die
Angelegenheit zur Erledigung führt. Aber schon jetzt glaube
ich Nichts zu wagen , wenn ich es als im höchsten Grade wahr¬
scheinlich bezeichne , daß man sich , nachdem die Westmächte,offenbar erst nach langer und ernster Erwägung, sich der öster¬
reichischen Auffassung in so ausgedehnter Weise anbcquemt,für verpflichtet erachten wird , nicht durch Bedenken in unter¬
geordneten Punkten dasjenige Einverständniß in Frage zu
stellen , auf welchem allein noch die Hoffnung einer fried¬lichen Lösung beruht . Maßvollen Vorschlägen aller
Mächte wird Rußland ein Ohr leihen müssen und auch kön¬
nen. Die Amendements der Westmächte sollen übrigens spe¬
ziell sich auf denjenigen Theil der österreichischen Vorschläge
beziehen, welcher von einer nationalen Vertretung der Polen
handelt. Von einem Waffenstillstand ist keine Rede mehr ;man wird sich damit begnügen, in allgemeinen Ausdrücken
dem russischen Kabinet den Wunsch auszusprechen , es mögedem Blutvergießen nach Möglichkeit Einhalt gcthan werden.Die Konferenz dagegen dürfte von Oesterreich schließlich zu¬
gestanden werden , sobald Garantien vorhanden sind , daß die¬
selbe nicht über die polnische Frage hinaus greift .

Morgen über 8 Tage wird die R e i ch s r a 1 h s-S e s s i o n er-
öffnet werden, und zwar nicht durch den Kaiser in Person .Die Thronrede wird Namens des Monarchen, der sich als¬
dann in Laxenburg befindet , ein Erzherzog , wahrscheinlichder Erzherzog Rainer , sprechen .

Frankreich.
K Paris , 10. Juni . Trotz aller offiziösen Widerlegungen

bxharrt man auf der Meinung , daß aus Puebla sehr
schlimme Nachrichten eingetroffen seien . Die „Patrie" zeigt
heute Abend den demuächstigenAbgang der Linienschiffe „Tu-
renne"

, „Jean -Bart"
, „Tilsit" und „Wagram" nach Mexikoan . Namentlich auf die Börse üben diese mexikanischen

Nachrichten , wo sie mit der Masse schwebender Titel und der
Wahrscheinlichkeit einer Diskontverhöhung in London und
Paris Zusammentreffen , einen sehr nachtheiligeu Einfluß aus.— Hr . Thiers wird in nächster Woche eine Vergnügungs¬reise nach Bayern und Oesterreich rntreten und sich sodannbis kurz vor Einberufung der Abgeordneten auf sein Gut
begeben. Gestern gab Hr. v . Rothschild Hrn . Thiers einDmer zur Feier seiner Erwählung. — Hr . Keller hat seineKandidatur im Departement des Oberrheins zurückgezogen,so daß sich nur Hr. Migcon und der RegierungskandidatWest gegenüberstehen . — Hx. Eugen Pelletan ist am Ty¬
phusfieber erkrankt . — Die Diplomatie hat ein Resultat er-
langt : sie gab Griechenland einen König . Tie Regierung
Georg I . hat am 6. Juni begonnen. — Was die polnischeFrage betrifft , so wird die beipflichtende Antwort Oester¬
reichs zu der von Frankreich und England angenommenenRedaktion der neuen Note an Rußland heute bei der hie¬
sigen österreichischen Gesandtschaft erwartet. — General
Lorencez liegt in einem Pyrenäcnbade schwer erkrankt dar¬
nieder. Seine Wunde , die er beim Sturm des Malakoff
davontrug , hat sich wieder geöffnet, und am Herzen des



wackern Generals nagen die Folgen seiner mexikanischen Ex¬
pedition . — Unter den nach Fontainebleau Eingeladenen
erster Serie befinden sich die Prinzessin Anna Murat , Fürst
und Fürstin Metternich , Fürst Reuß , Fürst und Fürstin
Poniatowski , Gras und Gräfin Walewski , Graf und Gräfin
Pourtales , Graf Paiva , der niederländische Gesandte , Baron
und Baronin Gust . Rothschild u . s. w . Der Prinz von
Oranien wird dort morgen erwartet . — 3 -proz . 69 .90 . Cred .
Mob . 1245 . Jtal . Anl . 73 .10 .

Belgien .
Brüssel , 9 . Juni . (Fr. I .) Die große Wahlschlacht

ist geschlagen . Das Ministerium und die liberale Partei
haben schwere , fast unersetzliche Verluste erlitten , welche die in
Nivellas und in Gent den Katholiken abgerungenen zwei libe¬
ralen Deputaten bei weitem überwicgen . Hr . Deveaux , der
talentvolle Veteran der Liberalen , ist in Brügge erlegen . An
seiner Stelle wurde ein Winkeladvokat , Hr . Soonens , er¬
nannt , den Pius IX . unlängst zur Würde eines geheimen
Kammerherrn erhoben . Hr . de DeVriere ist dagegen wieder¬
gewählt . Karl Rogier , der Minister der auswärtigen Ange¬
legenheiten , ist in Dinant durchgefallen . In Antwerpen sind
alle früheren Depurirten eliminirt , und die fünf Kandidaten
des Meetings , worunter der Oberst Hayez a . D . , an ihre
Stellen getreten . Auch in Bastogne gelang es den Katho¬
liken , den eben erst zum Staatsminister beförderten Exdepu -
tirten d'

Hoffschmidt über Bord zu werfen . Nur Brüssel hat
seinen alten Ruf behauptet . Die Association liberale hat ,
obgleich sie die dreifache Koalition der Katholiken , der radika¬
len „ Wölfin " und der „ Union Commercielle "

gegen sich hatte ,
die Wiedererncnnung aller elf früheren Deputaten errungen .
Hr . Van Volxem , der am wenigsten begünstigte liberale Kan¬
didat , erhielt 114 Stimmen mehr , als die absolute Majorität ,
während der Gegenkandidat D ' Artevelle -Nue 180 Stimmen
weniger als die absolute Majorität aufwcisen kann , obwohl
Viele schon den Sieg prophezeit . Die Minister Tesch und
Van den Pcereboom sind in Arlon und Jpres wieder gewählt
worden . Nach den bis zur Stunde bekannten Resultaten
verliert das Ministerium im Ganzen 7 bis 8 Stimmen , wäh¬
rend cs nur zwei neue gewonnen . Es bleibt ihm indcß immer¬
hin noch eine Majorität von ungefähr 10 Stimmen . — Was
die Wahlen für den Senat betrifft , so sind sie bei weitem
günstiger , und ist dort das liberale Element so bedeutend ver¬
stärkt , daß die Annahme des Stipendiengesetzcs kaum mehr
zweifelhaft bleibt . — Man glaubt , daß einer der Brüsseler
Deputirten sich zurückziehen wird , damit Karl Rogier an seine
Stelle treten kann . Es ist wirklich unerhört , daß ein um
Belgien so hochverdienter Patriot , der eben noch einen so gro¬
ßen diplomatischen Triumph in der Schelde -Frage gefeiert ,
der ersten besten klerikalen Strohpuppe weichen muß !

Rußland und Polen .
* Warschau , 7. Juni . Die „ Wien . Ztg .

" bringt nach¬
stehende offiziöse Telegramme :

Eine von Kononovicz geführte Bande hatte sich in den Wäldern
von Roznitzem an der Grenze der Gouvernements Warschau und Radom

vereinigt . Als Kononovicz sah , daß General Meller Zakomelski ihn zu
umzingeln drohte , befahl er nach einem kurzen Kampfe am 1. Juni seiner
Bande , sich aufzulösen und die Waffen in den Wäldern zu verstecken. Ko¬
nonovicz selbst entfloh mit seinem Stabe in der Richtung nach Radom ,
wurde jedoch mit seinem Gefolge gefangen . Sein Adjutant , Graf Ko -
marnicki , wurde bei dieser Gelegenheit gelödtek. Die in den Wäldern ver¬

grabenen Waffen wurden nach dm Angaben der Gefangenen ausgegraben .
Kononovicz , S andovski und Labenski , auf deren Befehl viele friedliche
Einwohner gehängt worden waren , sind am 5 . Juni nach kriegsrechtlichem
Spruch süfllirt worden .

Die 3000 Mann starken vereinigten Banden Oborski 'S, Wlodek 'S und
SzumlanSki ' s sino durch zehn Tage von Lodz bis Chodz an der preußischen
Grenz « verfolgt worden . Während der Verfolgung ist es zu zwei sehr
heißen Zusammenstößen bei Grochowo und Grodziko gekommen . Die
jedesmal geschlagenen Insurgenten haben große Verluste erlitten . Sie
zählen mehrere Hundert Todte und Verwundete , zweihundert Gefangene ;
viele Waffen find in die Hände der Truppen gefallen , Oborski und Wlodek
verwundet worden ; die andern Führer sind flüchtig , die Banden selbst
zerstreut .

Baden .
' Karlsruhe , 11 . Juni . Das Festkomitee zuKonstanz

ersucht uns in einem Telegramm , welches uns heute Mittag 12 Uhr
zugegangen ist, gegen einen Artikel der „ Allgemeinen Zeitung ' vom
9. d., die Eröffnung derBahnstrccke Waldshut — Kon¬

stanz betreffend , in entschiedener Weise zu protestiren . Wir schlagen
die „ Allgem . Ztg . " nebst Beilage vom 9. d. nach und finden darin nichts ,
was uns einen solchen Protest zu rechtfertigen schien ; wir haben dies
denn auch sogleich an das Festkomitee mit dem Ansuchen um nähere
Auskunft telegraphirt . Zwei Stunden darnach geht uns die „ Allgem .
Ztg . ' vom 11 . mit Beilage vom 10 . d. zu , und in der letztern ( — die

Beilage der „ Allgem . Ztg . " scheint bedeutend früher nach Konstanz als
nach Karlsruhe zu gelangen — ) finden wir einen Artikel „

' Konstanz ,
9 . Juni '

, den das Festkomitee offenbar gemeint hat , und bei dessen Durch¬
sicht wir in Wahrheit unsern Augen kaum trauten . Derselbe ist nichts
mehr und nichts weniger als eine Beschreibung der festlichen
Eröffnung der Bahn , die so eben — „ in den heutigen Nachmittags¬
stunden ' , d . h. am Dienstag , 9 . Juni — als erfolgt dar¬
gestellt wird , und zwar unter haarkleiner Erzählung aller
Einzelheiten und Umständlichkeiten , die dabei vorgekommen sein
ollen . ES wird da z. B . erzählt , St . König ! . Hoheit der Groß¬
herzog habe den Festzug in Radolfzell bestiegen , letzterer sei in

Konstanz zwischen 4 und 5 Uhr angekommeu und mit tausendstim¬
migen Hurrahs empfangen worden , es habe dann ein Fest¬
mahl >m Conciliumssaale stattgesunden , daraus sei eine großartige
Fahrt zahlreicher Schiffe aller Gattungen nach der Mainau zur Be¬

gleitung des Großherzogs , bengalische Beleuchtung des Münsters
Abendbanket in dem Conciliumssaale gefolgt u . s. w. Da nun diese Fest¬
seier erst nächsten Samstag , 13. d ., staltfinden wird , so reibt man sich
unwillkürlich die Schläfe und fragt sich , wie es doch menschenmöglich ist,
alle diese Dinge anticipando als am 9. bereits geschehen darzustellen ,
und zwar darzuüellen von Konstanz selbst aus an dem gleichen S . Juni ,
so daß sich der Artikelschreiber als Augenzeuge hinstellt . Mr müssen es
der Redaktion der „ Allgem . Ztg . ' überlassen , zu erklären , wie fich 'S mit

dieser kolossalen Mystifikation verhält , die sie um so eher hätte sernhalten

können , als sie aus den öffentlichen Blättern wissen konnte , daß das Fest
erst am 13 . d. stattfinden wird .

Pforzheim , 9 . Juni . ( Südd . Ztg .) Die Erklärung über Sinn
und Gedanken der ArbeiterbildungS - Vereine , welche der Vor¬

sitzende des hiesigen , der unermüdliche Moritz Müller , im Frankfurter
Saalbau verlas , lautet wörtlich :

„ Wir erklärm : Die Arbeit selbst ist Lebenszweck . DaS durch die
Arbeit hervorgebrachte Produkt ist nur da - Mittel , um den wirth -

schaftlichen Nutzen zu fördern . Dieses Mittel zielt dahin , nicht allein

das Lebm zu fristen und zu genießen , sondern auch hierdurch in

eine günstigere Stellung zu gerathen , um den höheren sittlichen Lebens¬

zwecken kräftiger zu genügen . Dieses Prinzip erkennen wir als den

allein richtigen Motor der freien Arbeit . Ohne dieses Prinzip kann

die freie Arbeit unter Umständen eine noch schamlosere Sklaverei sein
und noch entwürdigendere Unsittlichkeit bergen , als die Formsklaverei ,

wozu moderne Arbeiterzustände in einigen Fabrikdistrikten Europa 's

die traurigsten Belege liefern . Auf Grund unseres Prinzips erklären

wir nur den Arbeiter für wahrhaft sittlich frei , der in der Arbeit den

Selbstzweck, und in diesem den Ausgangspunkt zur höchsten Sittlichkeit
erkennt , welche wir Menschen alle durch unsere Mühen und durch
unser Ringen erstreben . Auf Grund unseres Prinzips erklären wir ,
daß jede Arbeit , sowohl die geistige als die körperliche , die Quelle
des Wohlergehens , des Reichthums und der höchsten Sittlichkeit ist .
Auf Grund unseres Prinzips suchen wir den Arbeitern eine bessere
Existenz zu schaffen ; wir trachten darnach , daß sich Kapital und Ar¬
beit die Wage halten müssen ; allein so sehr wir den materiellen
Moment würdigen , so stellen wir ihn im Staatsleben doch nicht
obenan , sondern den religiösen , ethischen und idealm . Und wenn
wir fest überzeugt sind , daß in den Arbeiterbildungs -Vereinen jede
religiöse Propaganda für irgend einen Glauben ) und jede Tages - und

Parteipolitik zum Schaden der Arbeiter gereicht , so erklären wir doch
auf Grund unseres Prinzips : daß Religion und Politik die beiden

Pole des menschlichen Lebens sind , auf die jeder auf wahre Bildung
und Kultur Anspruch machende Mensch sein Auge heften muß . Da¬
hin zu gelangen , daß er sich über beide Rechenschaft zu geben und
das Wesen vom Schein , den Geist vom bloßen Worte in der Tiefe
seines Gemüthes auszusprechen vermöge , muß die herrlichste Blüthe
seiner Kultur ausmachen . In diesem Siune rathen wir auch den
Arbeitern , die Wahrheit anzunehmen , woher und von wem sie sich auch dar¬
bieten möge , alljährlich einmal zur Weitererforschung derselben die Re¬

sultate ihres Wirkens in geistiger , sittlicher und materieller Beziehung
an das Zentralkomitee der gesammten Arbeitervereine cinzusenden ,
ohne ihre Schwächen , Jrrthümer und Fehler zu verhehlen . Je schwe¬
rer wir Arbeiter und die in unserem Sinne ausgesprochenen Prinzi¬
pien im Staatsleben wiegen , je mehr ein solcher Geist den ganzm
Arbeiterstand durchdringt , desto geachteter und glücklicher werden wir
im Einzelnen und im Ganzen und Großen sein . Gott gebe es !"

8* Psorzheim , 10 . Juni . Der bei dem am letzten Sonntag
in der Kirche zu Niesern flattgesundenen jährlichen Bezirksfeste des

Gustav - Adolph - VercinS von Hrn . Professor Schumacher
von hier erstattete Rechenschaftsbericht ergab , daß im verflossenen Jahr
für die Sache des genannten Vereins aus dem Bezirk Pforzheim an

Beiträgen nahezu 1000 fl. gefallen sind , wovon Pforzheim , das hierin ,
wie bei allen andern ähnlichen Veranlassungen , immer obenan steht ,
gegen 800 fl. beigetragen hat . Zur obigen Summe haben alle evan¬

gelischen Gemeinden des Bezirks , mit Ausnahme von fünf , beigetragen .
Von der Gesammteinnahme deö Vereins in ganz Deutschland , im

Betrage von 288,000 fl . , welche von etwas über 1000 Zweigvereincn

beigesteuert wurden , kommen auf Baden allein 10 - bis 11 ,OM fl. Die

verabreichten Unterstützungen vertheilen sich auf 578 Gemeinden , von

welchen im letzten Jahre 19 bedürftige Gemeinden die Mittel zur Er¬

bauung von Kirchen und 8 Gemeinden zum Bau von Schulhäusern

erhielten . Die betreffende Festseier war zahlreich besucht und hielt da¬

bei , nach dem von dem Ortspsarrer Hrn . Schmidt gesprochenen
Eingangsgebete , Hr . Pfarrer Lessing von Enzberg die Festrede . Hr .

Pfarrer Goos von Kieselbronn hielt die Schlußrede .
Hiebei bemerken wir noch , daß außer obigem bedeutenden Beitrage

kürzlich aus geschehenen Aufruf von Seiten des Hrn . Amtsvorstandes
Renck in Oberkirch , welcher früher hier Beamter war , von hiesigen

Einwohnern 3M fl. zu den Bedürfnissen der dortigen , vor kurzem

gegründeten evangelischen Gemeinde beigesteuert wurden .

Badischer Landtag .

-j- Karlsruhe , 9 . Juni . Fünsunddreißigste öffentliche Sitzung

derErstenKammer .
Unter dem Vorsitze des ersten Vizepräsidenten , des Hrn . Generalleut ,

nants Hoffmann . ( Schluß .)
Staatsminister vr . Stabil : Die Kommission lege dem 8 - 23 eine

weit größere Bedeutung bei , als er nach seinen Worten habe . Sie

wolle mit ihrem Antrag eine Streitfrage entscheiden , die die juristi¬

schen Köpfe Deutschlands von jeher beschästigt habe und in neuester

Zeit mehr als je beschäftige .
Die Regierung glaube nicht , daß der 8- 23 die se Tragweite habe ;

sie könne diese Bedeutung des Paragraphen nicht anerkennen .

Nach 8 - 66 der Verfassung habe die Regierung das Recht , „ die zu

Vollzug und Handhabung der Gesetze erforderlichen — die aus dem

Aufsicht - - und Verwaltungsrecht abfließenden — und alle für die Si¬

cherheit des Staates nöthigen Verfügungen , Reglements und allgemei¬
nen Verordnungen ' zu erlassen .

Es sei nun denkbar , daß die Regierung die Grenzen des Verord¬

nungsrechts überschreite , und im Verordnungsweg bestimme , was durch

Gesetze bestimmt werden sollte . In diesem Fall entstehe die Frage , ob

die Gerichte berechtigt seien , einer solchen Verordnung , als einer ungil -

tigen , die Anwendung zu versagen , oder ob sie sie anwenden müssen ,
bis sie auf Reklamation der Landstände beseitigt sei ?

Diese Frage sei in andern deutschen Verfassungen nicht berührt ; die

badische Verfassung dagegen sage hierüber in 8 - 67 : Verordnungen , wo¬
rinnen Bestimmungen eingeflossen sind , wodurch die Kammern ihrZu -

stimmungsrccht für gekränkt erachten , sollen auf ihre erhobene gegrün¬
dete Beschwerde sogleich außer Wirksamkeit gesetzt werden . .

Damit sei freilich die Streitfrage nicht ganz beseitigt . Die Ansicht
der Regierung .über dieselbe sei offen in den Motiven zur Zivilprozeß¬

ordnung niedergelegt .
Durch den beantragten Zusatz sei die Streitfrage nicht entschieden

und in keinem Falle so , wie die Kommission beabsichtige , daß nämlich
die Gerichte ermächtigt sein sollten , die Verordnungen der Regierung
in Ansehung ihrer Giltigkeit zu prüfen .

Vor Allem sei zu bedeizken,
'

daß eine VersaffungSfrag « den Gegen¬
stand der Entscheidung bilde , indem die Verfassung ergänzt und erläu¬

tert werden soll, und daß es dazu nach 8 - 64 der Verfassung eine

Verfassungsgesetzes bedürfe . Das Polizeistrasgesetz sei also nicht der
Ort , um eine derartige Fragt zu entscheiden .

Der Paragraph werde aber auch eine der beabsichtigten , geradezu
entgegengesetzte Wirkung haben . Durch die Erlassung eines Polizei -

strasgesetzeS sei von selbst ausgesprochen , daß die Regierung in Polizei¬
strafsachen kein Verordnungsrecht mehr habe . Das Gebiet der Pvlizeistras -
sachen sei aus dem der Regierung auf Grund des 8 > 66 der Verfassung
zustehenden VerordnungSrechtS hinwcggefalle » . Es stehe der Regierung
nicht mehr auf den Grund dieses Versaffungsparagraphen , sondern
nur noch in so weit zu , als ihr im Polizeistrafgesetzbuch ausdrücklich
Vorbehalten sei , einzelne Handlungen als strafbar zu bezeichnen und
mit Straf « zu bedrohen . Der Richter habe also nichts mehr aus
Grund des 8 - 66 der Versassung , sondern auf Grund deö Poli ^eistras -
gesetzes zu Prüfen , ob die Regierung bei einer solchen Verordnung die
im Polizeistrasgesetz gezogenen Grenzen überschritten habe . Eine solche
Verordnung würden die Stände auch nie reklamiren , sie winden die
Prüfung ihrer Giltigkeit den Gerichten überlassen .

- Daraus , daß die Gerichte die auf Grund des Polizeistrasgesetzbuchs
erlaffenen Polizeiverordnungen zu prüfen hätten , könne man aber nicht
den Schluß ziehen , daß die Gerichte überhaupt ermächtigt seien , auch
die ganz andere Frage zu untersuchen , ob der 8 - 66 der Versassung
durch eine Verordnung verletzt sei, — dies wäre eine unzulässige
Analogie .

Man sei viel eher zu einem umgekehrten Schluffe berechtigt . Wenn
es nämlich sestflünde , daß die Gerichte ermächtigt wären , zu Prüfen , ob
eine auf Grund des 8 - 66 der Verfassung ergangene Verordnung mit
Recht oder Unrecht erlassen sei , so wäre es gänzlich unnöthig , im

Polizeistrasgesetz zu bestimmen , daß di « Gerichte die Giltigkeit der

Polizei Verordnungen prüfen sollten . Wenn man das Letztere den¬

noch sage , so erscheine der erster« Satz mindestens zweiselhaft .
Ter von der Kommission beabsichtigte Zweck sei also aus dem von

derselben eingeschlagenc » Wege nicht zu erreichen , und die Zweite
Kammer sei ebendeßhalb , weil sie sich hievon überzeugt , nicht aus die

Entscheidung dieser Frage eingegangen .
Der Regierung könne es gleichgillig sein , ob man den beantragte »

Zusatz beschließe oder weglasse ; nur DaS müsse sie erklären , daß sie darin
keinen Anhaltspunkt für die Entscheidung der Vcrfassungsf . age finden
könne , ob die Gerichte ihrer Kognition unterziehen dürften , ob 8 66
der Verfassung durch eine ergangene Verordnung verletzt sei oder nicht .

Hosrath vr . Bluntschli gehört der Majorität der Kommission an
und wünscht die Annahme des Antrags . Er habe mit großem Vergnügen
wahrgenommen , daß auch die Minorität eigentlich mit Dem einverstanden
sei, was der Satz ausstellen solle ; warum es also nicht auösprechen ?

Mit noch größerem Vergnügen habe er bemerkt , daß der Hr . StaatS -

minister eigentlich keine Einsprache gegen denInhalt des beantragten
Zusatzes erhoben , sondern sich nur gegen zu große Ausdehnung des In
Halts verwahrt habe .

Warum man also nicht aussprechen wolle , worüber alle We »

einig sei ?
lieber die Frage herrsche allerdings eine große Meinungsverschiedenheit

bei den Gerichten und in der Literatur . Nach der einen Meinung seien
die Gerichte nicht besugt , eine erlassene Verordnung zu prüfen ; nach der
andern sind sie befugt , die Giltigkeit und Gesetzmäßigkeit einer solchen
Verordnung zu prüfen , und ihr die Anerkennung zu versagen , wenn

sie sie für ungiltig hielten .
Letztere Meinung sei hier ausgesprochen . Der Juristentag in Wien

habe sich gleichfalls dafür erklärt ; das Haus scheine ihr gleichfalls beizu-

stimmen — dann möge man aber auch keine Scheu tragen , dies klar zu
sagen , denn sonst würden immer Bedenken entstehen : die Meinung
müsse doch nicht klar und entschieden genug gewesen sein , sonst hätte man

sie auch ausgesprochen . Vorderhand handle cs sich auch nicht um ein Ver¬

fassungsgesetz , man wolle nur in einem eminent wichtigin Falle , wenn

nämlich die Regierung trotz des Polizeistrafgcsetzes eine Verordnung in

Polizeistrassachen erlassen und eine Straf « androhen würde , die Gerichte

ermächtige » , zu sagen : Diese Verordnung ist nicht giltig . Sonst werde
in einem solchen Fall der alle Streit wieder erhoben und gerade die gegen¬
wärtige Abstimmung als Argument gebraucht werden .

Und man habe gewiß im gegenwärtigen Augenbick alle Ursache , sorg¬

fältig in solchen Fragen zu sein , da in einem großen deutschen Staate der

schauderhafteste Mißbrauch mit den Gesetzen von Regierungs wegen getiie -

ben werde . Angesichts dieser Thatsachen möge man den echt konservativen
^

Sinn , den Sie für Gesetzlichkeit bethätigen , und die angeregte Frage rech
'

klar und unzweideutig bejahen .
Der Redner verweist hierauf auf das bayrische Polizeistrafgesetz , welch es

in 8 - 44 denselben Satz ausstelle .
Die Gefahr , daß rrrgumento e contrario aus das Gegentheil dessen ,

was man bewirken wolle , geschlossen werden könne , fürchte er nicht ; eine

absolute Ausdehnung aus Gebiete , die möglicher Weise Streitigkeiten Her¬

vorrufen könnten , wünsche er freilich nicht .
Allein eine klare Entscheidung der vorliegenden Frage sei wünschens -

werth , und Nichtannahme des Kommissionsantrags heiße Nichtentscheidung
der Frage .

Hoirath vr . Schmidt für den Antrag der Majorität der Kommis¬

sion . Ueber die große konstitutionelle Frage , die hier mittelbar behan¬

delt werde , scheine das Haus einig . Die Entscheidung dieser Frage
werde aber hier nur für einen Fall vorgeschlagen , freilich für einen

eminent wichtigen Fall . Für alle übrigen Fälle entscheide der vorge-

schlagene Zusatz nichts . Ja , er könne für diese nach zwei Seiten hin

ausgelegt werden ; man könne argumenta e contrario auf das Gegen -

theil sür alle andern Fälle schließen , welche Gefahr der Redner übri¬

gens nicht fürchtet — und man könne denselben analog anwenden .

Weder zu dem einen , noch zu dem andern werde aber der Richly

durch den Zusatz genöthigt ; die Frage sei , wie gesagt , nur für einen

Fall entschieden , freilich so , wie es das Prinzip des Rechtsstaats er-

sordere .
Staatsminister vr . Stabil : Nach dem Kommissionsbericht so *

aber die konstitutionelle Frage im Allgemeinen entschieden werden , o -

wohl es sich nicht um Art . 66 der Verfassung , sondern lediglich um

das PvlizeistrasgTsetz hier handle . Daß hierin ein wesentlicher Unter¬

schied liege , beweise der frühere Zustand in Bayern .

In der Pfalz , wo ein Polizeistrasgesetz bestehe, habe der Richter » ls -

her auf Grund desselben auch untersucht . ob eine Polizeiverordnung .

mit diesem Gesetze übereinstimme oder nicht , und im letztern Falle >>

nicht anerkannt , während in Altbayern die Verordnungen st-tS Anw -n

düng gesunden haben , «in Beweis , daß es sich nicht um ein « V« !»I

sungsfrage , sondern znnächst nur um eine Frage des Polizeistrasgeietz"

^
Geh . Rath Fromherz : Wäre der Satz aus das Polizeistrasg 'I'? .

beschränkt worden , so hätte auch die Minderheit d«r Kommission z»



stimmen können ; allein die Majorität habe gerade die konstitutionell »
Frage entscheiden wollen.

Auch im bayrischen Gesetz sei diese nicht entschieden . Die 88 - 32,
33, 34 und AK erwähnten der königlichen Verordnungen nicht.

Staats rath vr . Lamey : Was der beantragte Zusatz bewirken
wolle , sei schon im Regierungsentwurf und in den Anträgen der Kom¬
misston der Zweiten Kammer zu 8. 23 enthalten , der Richter habe
hienach zu prüfen , ob eine solche Polizeiveiordnung mit dem Polizei -
strafgefetz in Uebereinstimmung sei oder nicht.

Der Zusatz spreche dies allerdings noch deutlicher aus , aber auch
nicht mehr. Die konstitmionelle Frage treffe er zunächst nicht , nur
das Polizeistrafg- sctzbuch; er ziehe nur die Konsequenz aus dem
Regierungsentvsürs.

Weiter ' ehe er nicht und werde nicht gehen wollen , sonst würde
man zu dem Mißstand kommen , daß der Richter am Ende prüfe , ob
die Kammer bei Erlassung eine« Gesetzes vollzählig gewesen oder nicht,
ob dasselbe ein VcrfassungSgesetz sei u . dgl.

Ministerialrath vr . Jolly : Zwei Diskussionen schienen sich neben
einander zu bewegen ; die eine über den Zusatz zu 8- 23 , dir andere
über die Motive hiezu . Ueber die Motive habe das Haus nicht abzu¬
stimmen , diese bänden den Richter nicht . Dieser solle nur die Giltigkeit
einer mit polizeilicher Strafandrohung erlassenen Verordnung prüfen .

Das ausdrücklichauszusprechen, sei aber rathsam und »lach dein Gang
der Debatte geradezu geboten . Aus den Aeußerungen des Geh. Raths
Fevmherz gehe hervor , daß derselbe bei landesherrlichen Verordnungen
das richterliche PrüsungSrecht nicht zulassen wolle ; in dem ursprüng¬
lichen Entwurf sei dieses PrüsungSrecht nur bei ortS - und bezirks -
polizeilichen Vorschriften zugcstanden gewesen . Werde jetzt der Kom¬
missionsantrag verworfen , so werde man dies als Verneinung des
richterlichen Prüfungsrechts bei Verordnungen ausfassen . Die unbe¬
dingte Herrschaft von Recht und Gesetz zu sichern , sei die konservativste
Aufgabe , und so gerade dieses hohe Haus vorzugsweise berufen , der
Sicherheit des Rechts durch Annahme des Kommisstonsantrags eine
neue Garantie zu verschaffen .

Hofrath vr . Bluntschli hofft , daß nun der Zusatz einstimmig
durchgehe . Der Hr . Minister des Innern habe zugegeben , daß derselbe
eine deutlichere und klarere Fassung des allgemein als richtig anerkann¬
ten Grundsatzes enthalte. Die Motive unterlägen nicht der Abstim¬
mung. Wer wolle , daß keine mit dem Gesetz im Widerspruch stehende
Pvlizeistrafverordnung gemacht werden dürfe , könne auch dem Antrag
der Kommission zustimmen.

Geh. Rath v . Mohl : Wenn der Grundsatz so klar sei , warum
wolle man ihn nicht aussprechen ? Die Kommission habe die Frage
nicht ausgesucht ; sie habe sie aber nicht umgehen , sondern, da sie ein¬
mal vvrlag, beantworten wollen; und etwas auösprechen, um etwaige
Zweifel zu beseitigen , könne ja nur von Nutzen sein .

Die Motive wolle er gern preisgeben. Es sei seine wissenschaftliche
Ueberzeugung darin niedergelegt; ob man diese für richtig halte oder
nicht, müsse dahingestellt werden. Der Richter werde ja dadurch nicht
gebunden, und der Streit wenigstens in einem Punkt entschieden .

Nach einigen weitern Bemerkungen der HH . Staatsrath vr . Lamey,
Frhrn . v. Stotzingen, Hosrath vr . Bluntschli und Hofrath vr . Schmidt
wird der Kommissionsantrag mit der von Ministerialrath vr . Jolly
beantragten RedaktivnSverbefferung mit 8 gegen 6 Stimmen ange¬
nommen.

88- 24 — 28 werden ohne Diskussion angenommen .
Im 8» 27 wird statt Verordnungen gesetzt Landesverordnungen .
8 . 28 wird nach dem Kommisfionsantrag angenommen.
Zu 8 . 29 stellt
Ministerialrath vr . Jolly , um so weit al» möglich die Legalität po¬

lizeilicher Verfügungen richterlicher Kontrole zu unterwerfen , den An¬
trag, den letzten Absatz so zu fassen :

Wird der Ungehorsame wegen Polizeiübertretung verurtheilt ,
so können die Kosten , welche durch di« polizeilichen Anordnungen ent¬
standen sind und deren Betrag durch die Polizeibehörde selbst vor¬
behaltlich der Berufung an den Rekurshvf festgesetzt wird , nach den
Bestimmungen über die Beitreibung der aus dem öffentlichen Recht
beruhekiden Forderungen der Amtskassen eingezogen werden.

Derselbe wird jedoch von Staatsrath vr . Lamey, Hosrath vr . Bluntschli
und Geh. Rath Mvhl bekämpft und findet keine Unterstützung.

8- 29 wird mit einer Redaklionsänderung ( »ein Verwaltungsgericht "

statt » der Rekurshos") angenommen.
In 8. 29 ». wird aus Antrag des MinisterialrathS vr . Jolly der

letzte Absatz gestrichen.
Au 8- 29 b.
Staatsminister vr . Stadel : Der vorgeschlagene Zusatz enthalt « zwei

Bestimmungen : eine über die Pflicht zum Schadensersatz und eine wri-
>ere über die formelle Zulässigkeit einer solchen Klage. Die Ersatzpflicht
sei schon im Titel deS Landrechts: Bon Vergehen aus Versehen , aus¬
gesprochen, ein Titel , der allgemein auch aus Solche, die im öffentlichen
Dienst Jrrthümer oder Fehler begehen , anwendbar sei.

Wie sich nun der beantragte Paragraph zu jener Bestimmung verhal¬
len , ob er sie verschärfen oder mildern solle , das sei schwer aus der Fas-
sung desselben zu erkennen .

Derselbe bezeichnt als Beklagten : »die Polizeibehörde ". Diese aber
könne nicht belangt werden, sondern nur der betreffende Beamte oder
richtiger der Fiskus .

Man habe bisher das Bedürsniß einer Aenderung des Landrechts nicht
Aesühlt und die Bestimmungen desselben seien wohl ausreichend.

Ferner solle das Ministerium des Innern über die Zulässigkeit der
kklage entscheiden . Diese in unser» Kammer » oft besprochene Klage sei
bei der Vorlage des Entwurfs über die Zivilprozeßordnung abermals zur
Sprache gekommen , und die Regieruna habe vorgeschlagen , die Verfol-
SUng eines PrivatrechtS nicht von irgend einer Erlaubniß abhängig zu
machen.

Es wäre somit zweckmäßig , die Entscheidung dieser Frage bis zur Be¬
dachung der Zivilprozeßordnung auSzusctzen .

Die Kommissionzieht hieraus den Z. 29 d zurück .
88- 36—70 werden nach den KommissionSanträgen angenommen .
Lu 8. 70 wünscht Ministerialrath vr . IollY , daß die Trennung im

Unheil ausgesprochenwerde und erst daraushin erfolgen könne. An der
Diskussion hierüber nehmen StaatSrath vr . Lamey , Frhr . v. Sto -
d ' ngen . Frhr . v. Gö ler , Hosrath vr . Bluntschli . Grasv . Ka -
8 eneck , Gras v . Hennin und Hosrath vr . Schmidt Theil . Die
« eisten Redner sprechen sich dafür aus , daß die Polizei die Trennung
«

^ch ohne Unheil verfügen könne , wenn öffentliches Airgerniß gegeben
^ 8- 70 wird nach dem RegierungSentwurs angenommen .

88- 71—75 werden ohne Erörterung angenommen .
8 - 76 beantragt Ministerialrath vr . IollY , den ersten Satz nachbr>a RegierungSentwurs zü ändern , welcher Antrag angenommen wird.

88 - 77—81 werden ohne Erörterung angenommm .
Frhr . v. Göler fragt , ob die Verordnung vom Jahr 1358 über

die Ausübung der Thierheilkunde nicht revidirt werden würde. ES
sei zu wünschen, daß man gegen Empiriker, welche Thiere behandelten,
so lange sich diese Behandlung nicht auch auf seuchenartigeKrankheiten
erstrecke, nicht einschreitc .

Staatsrath vr . Lamey : Er werde seinerseits nicht Mitwirken , die
thierärztliche Praxis zu einem konzesfionirten Gewerbe zü machen.

Ministerialrath Burger : Die fragliche Verordnung werde jedenfalls
revidirt werden.

88 - 82— 98 werden ohne Diskussion nach den Kommissionsanträgen
angenommen .

Zu 8- 99 stillt
Graf v. Ka geneck den Antrag , auch die Gefährdung des Reiten¬

den und Fahrenden durch Scheumachcn seines Pferdes , Hetzen von
Hunden u . dgl. mit Strafe zu belegen , welcher Antrag von Gras v-
B erlich ingen , Frhrn . v. Stotzin gen und Hofrath vr . Bluntschli
unterstützt und vorbehaltlich der Redaktion angenommen wird .

Zu 8- 100 beantragt
Graf v . Berlichingen : im letzten Absatz die Worte . größerer

Gattung " zu streichen . Ein Verbot, die Hunde ohne Maulkorb laufen
zu lassen , werde nur bei besonderer Veranlassung (Wuth rc.) erlassen
werden. Dann solle man aber nicht zwischen größeren und kleinern
unterscheiden.

Hofrath vr . Bluntschli unterstützt den Antrag . Die Hunde soll¬
ten in der Regel frei sein. Das Maulkorbwesen sei ein Unwesen.

Der Antrag wird angenommen ; ebenso die Kommissionsanlräge zu
diesem Paragraphen .

88 - 100— 164 werden nach den KommissionSanträgen angenommen .
Zu 8- 165 beantragt Graf v. Hennin die Wiederherstellung des

Absatz 2. Die Abstimmung ergibt Stimmengleichheit . Der Präs i -
dent stimmt für den Antrag .

88 - 166 und 167 werden ohne Diskussion angenommen .
Die Sitzung wird hierauf unterbrochen. Die Kommission zieht sich

zur Beralhung bezüglich der Redaktion des 8- 99 Abs . 2 zurück . Nach
wiederaufgenommener Sitzung berichtet Geh. Rath Fron » Herz Na¬
mens der Kommission, die folgende Fassung Vorschläge :

. Wer unter Umständen, unter welchen Personen oder fremdes Eigen¬
thum beschädigt werden können, Thiere geflissentlich reizt , scheu oder
wild macht , verwirkt Geldbuße bis zu 50 fl . oder Gefängniß bis zu
14 Tagen ."

Die Fassung wird angenommen.
Die namentliche Abstimmung über das ganze Gesetz ergibt einstim¬

mige Annahme .
Die von der Kommission beantragte Erklärung zu Protokoll wird

gleichfalls angenommen .
An die Stelle des ausgetretenen Hrn . Lauer werden sodann gewählt :

In die Budgetkommission Frhr . v. Stotzingen und Gras v. B er¬
lich i n g e n ; das LooS entscheidet für Erstem .

In die Eisenbahnkommijsion: Graf v . Berlichingen .
Schluß der Sitzung nach 1 Uhr.
-j-j- Karlsruhe , 11. Juni . 101. öffentliche Sitzung der Z weite n

Kammer , unter dem Vorsitze des Präsidenten Hildebrandt .
Von Seiten der Regierung anwesend : der Präsident des Ministe¬

riums des Innern , Staatsrath vr . Lamey .
Nach Eröffnung der Sitzung zeigt derPräsident an , daß von der

Ersten Kammer das Polizeistrafgesetzbuch wieder in der dort beschlossenen
Fassung mitgetheilt worden sei .

In die Kommission zur Berathung der Motion des Abg. Häusser
aus Vorlage eines Gesetzes über Ministerverantwortlichkeit sind in den
Abtheilungen gewählt : die Abg. Stigler , Kusel , Prestinari ,
Pagenstecher , KirSner .

Ein Antrag des Abg. KirSner , diese Kommission um vier Mit¬
glieder zu verstärken , wird abgelehnt, dagegen die Verstärkung um zwei
Mitglieder beschlossen, und als solche am Schluffe der Sitzung die Abgg.
Achenbach und Schaass gewählt.

Der Tagesordnung gemäß berichtet
1 ) Abg. Wundt über die Bitte des pensionirten BezirksförsterS

^ Brunner von Meersburg wegen Vorlage und EinfichtSnahme von
Dienstakten.

Die von der Kommission beantragt« Tagesordnung wird ohne Dis¬
kussion angenommen. Ebenso

2) bezüglich der Bitte der Gemeinde Gailingen wegen Auf¬
hebung der Klöster Rheinau und Katharinenthal , worüber Abg. F i le¬
gal » o Bericht erstattet.

3 ) Ueber ein« Bitte des Komitee'- zu Lörrach um einen StaatS -
beitrag zum katholischen Kirchenbau berichtet Abg. Sieb .

Die Kommission beantragt Ueberweisung der Petition an großh.
Staatsministerium zur Kenntnißnahme.

Abg. B e ck erklärt sich im Interesse des Staatsbeutels gegen diesen
Antrag und für U ebergang zur Tagesordnung . Nach dem Gesetz vom
Jahr 1860 sei die Stellung des Staats der Kirche gegenüber eine wesent¬
lich andere geworden , der Staat - che jetzt über den verschiedenen Kir¬
chen , und dürfe schon der Konsequenzen wegen nicht eine bevorzugen,
weil di« anderen dann dieselbe Unterstützung fordern könnten und würden .

ES seien im vorliegenden Fall auch hinreichende Mittel vorhanden ,
um die StaatShilse entbehren zu können ; man solle nur eine Umlage
aus den Kapitelsond machen und außerdem die Privatmittel der Kir -
chengenvssen in Anspruch nehmen.

Wo so reiche Beiträge zu anderen , ferner liegenden Unternehmun¬
gen , wie z. B . zur Gründung einer katholischen Universität , gespendet
werden , da werden sie auch zu dem vorliegenden Zwecke nicht spär¬
lich fließen .

Abg. Frick unterstützt den Antrag des Vorredners ; den Staat solle
man nur da in Anspruch nehmen, wo die eigenen Mittel fehlen. Die
Einführung der neuen OrganisationSgesetze werde demnächst die Finan¬
zen hinlänglich angreisen ; es sei deßhalb nöthig , sie zusammenzuhalten .

Abg. Prestinari kann den Ausführungen des Abg. Beck bezüg¬
lich der Landkapitelfonds nicht beistimmen ; diese sind für andere Zwecke
bestimmt. Im Ganzen müsse er dem Grundsatz beistimmen, daß der
Staat nicht gleich in Anspruch genommen werden solle ; in einem ein¬
zelnen dringenden Fall könne aber davon wohl eine Ausnahme ge¬
macht werden.

Abg. Kusel : Die Ueberweisung zur Kenntnißnahme bezeugt bloß
eine gewisse

'
Theilnahme, nicht eine Empfehlung. Die Kommission war

der Ansicht , daß ein Bedürsniß hier vorhanden ist.
Abg. Dah men unterstützt den Kommissionsantrag , Abg. Arta -

ria den Antrag des Abg . Beck . Die Ueberweisung an das Ministe¬
rium könne zu Konsequenzen führen, die mit den Gesetzen des Jahres
1860 im Widerspruch fiehm.

Abg. Eckhard richtet die Anfrage an den Abg. Beck . wie es m
den Kapitelfonds stehe, ob wirklich aus denselben auch andere AuSgab en
bestritten wurden , die den Fondszwecken nicht so nahe liegen , z. B .
Beiträge zu der Gründung einer katholischen Universität.

Abg. Beck : Die eigentlich zur Unterstützungvon Geistlichen bestimm¬
ten Kapitelfonds seien manchmal zu Gastgelagen mißbraucht worden, so
daß dagegen sogar ein Verbot ergehen mußte. Bis auf den heutigen
Tag aber werde aus ihnen das sogen . Sowinarium puerorum er¬
halten .

Staatsrath Lamey : Die Kapitelsonds sind Gesellschastssonds der
Geistlichen des Kapitels ; diese haben die Verfügung darüber und können
zu Zwecken wie z. B . Kirchenbau freiwillig beitragen ; dazu sie aber
zu nvthigen , steht weder in d>r Gewalt der Kirchen - noch in der der
Staatsregierung ,

Diese Fonds seien seines Wissens auch nicht so sehr reich, daß sie erheb¬
liche Beiträge zum Kirchenbau leisten könnten. Was die Beiträge zur
Gründung einer katholischen Universiiät betreffe , von denen man gespro¬
chen, so finde eben ein bizarrer Zweck auch bizarre Leute, die dafür mehr
thun als für das Näherliegende.

Richtig sei der Satz , daß zunächst die Kirchengrmeinschast selbst für
sich sorgen müsse . Ein Eingreifen des Staats mit Unterstützung sei
schon deßhalb zu vermeide» , weil sonst das ewige Klagen und Mäkeln
über Bevorzugung der einen oder der andern Kirche nicht aushöre.

Als Abgeordneter von Lörrach habe er natürlich nichts dagegen, daß
der Kommisfionsantrag angenommen werde ; eine Staatsunterstützung' dürfe aber immer nur als Ausnahme gewährt werden.

Abg. Heidenreich unterstützt den Antrag des Abg. Beck.
Abg. Schaaff weist darauf hin, daß das Bedürsniß nicht so drin¬

gend sei ; die Lörracher haben nur einen kleinen und gerade mit Rück¬
sicht auf den Kirchenbesuch hergestellten Weg nach Stetten . Andere
Gemeinden des Odenwaldes und des Schwarzwaldes sind viel übler
daran . Trotzdem wolle er sich nicht gegen den Kommisflonöantrag
erklären.

Abg. Fisch ler meint , daß die Regierung aus dem Badsond eine
Unterstützung gewähren könne .

Abg. KirSner : Die Kapitelsonds haben eine größere moralische
Veranlassung , hier beizusteuern , als der Staat aus gemeinschaftlichen

, Mitteln .
Abg. Prestinari : Eine gewisse Billigkeit zur Unterstützung der

Kirche in dringenden Fällen bleibt auch nach der Gesetzgebung von
1860 noch bestehen , weil der Staat auch viele Millionen von dem
Kirchenvermögen an sich gezogen .

Abg. Artaria : Diese Mittel wurden wieder zu kirchlichen Zweckenverwendet.
Staatsrath Lamey : Auf die früheren Verhältnisse, die nicht so ge¬nau bekannt sind , darf nicht allzu großes Gewicht gelegt werden ; es gibtauch hier einen staatsrechtlichenAbschluß .
Abg. Kusel erklärt sich ebenfalls für Tagesordnung.
Berichterstatter Sieb vertheidigt nochmals den Kommisfionsantrag ,der jedoch abgelehnt wird, indem von 40 Anwesenden 27 für den Antragdes Abg. Beck sich erklären.
4) Abg. Kusel berichtet über die Bitte von 55 Pfvrzheimer Bürgernum Verwirklichung der deutschen Reichsverfassung . Die

Petenten , welche , wie sie ausdrücklich bemerken , rin Steuerkapital vonüber 300,000 fl. repräsentier»», stellen eine zweifache Bitte, nämlich dieum Aufhebung der Gesetze , welche mit der ReichSverfasiung im
Widerspruch stehen , namentlich der Preß - und Vereinsgesetzgebung ; fer¬ner die Bitte , die Kammer möge der großh . Regierung empfehlen , mitden Nachbarstaaten Württemberg und Hessen zur Durchführung der
Reichsverfassung in engere Verbindung zu treten.

Wenn auch die Kommission sich mit dem gewiß wohlgemeinten Vor¬
schläge der Petenten nicht einverstanden erklären kan» , so möchte sie dochnicht die Meinung entstehen lassen , als sei die badische Kammer dem all¬
gemeinen Wunsche auf Erfüllung der ReichSverfasiung entgegen. Sieschlägt deßhalb vor, die Kammer möge beschließen :

. In Erwägung , daß der Antrag aus Beseitigung der Bundesbeschlüsseüber die Presse und das Vereinswesen seine Erledigung bereits frühergefunden hat,
daß dagegen der Vorschlag der Petenten , durch eine engere Verbindungmit Württemberg und Hessen -Darmstadt eine Verwirklichungder deutschenReichsverfassung vorzubereiten, weder als zweckmäßig , noch als zur Zeitausführbar erscheint,

wird zur Tagesordnung übergegangen."
Abg . Lamey (Pforzheim) stimmt dem Kommissionsantrag bei, welcherohne weitere Diskussion angenommen wird.
5) Abg . Kusel berichtet weiter über dieBitte mehrererGemeinden umAbänderung deS Gesetzes vom Oktober v. I . über einige Erleichterung desRechts zur Verehelichung. Der Antrag auf Uebergang zur Tagesordnungwird ohne Diskussion angenommen. Ebensobezüglich6) der Bitte der Rath s chr « i b « r de« LandamtSKarlsruhe um Bes¬serstellung, worüber der Abg. Fingado , und bezüglich7) der Bitte mehrerer VvlkSschullehrer des Mittclrheinkreisesum Erhöhung ihre« Ruhegehaltes, worüber der Abg . Allmang Be¬richt erstattet.
Bezüglich der letztem Bitte bedauert Abg. Fr ick , daß er dem Kvrn-misstonsantrag zustimmen müsse. Auf dem von den Petentm ge¬wünschten Wege könne dem allerdings bestehenden Uebelstande nicht ab-geholfen werden.

- - - - - ' - - > . — Vl , occaryung deneuen Budgets und des Schulgesetzes Gelegenheit finden werde ddarbmden pensionirten Volksschullehrernunter die Arme zu greifenDer Präsident schließt hierauf die heutige Sitzung mit dem Lmerken, daß die nächste Montag den 22. d. M . stattfinden werde

Der
-j- Messung der Geschwindigkeit desLichteS . -vrrberühmte französische Physiker Leon Foucault hat in der neuesten Zeiteinen sehr sinnreichen Apparat konstruirt , um die Geschwindigkeit desLichtes mit sehr großer Genauigkeit zu messen. Dieser Apparat bietetden besonder» Vortheil , daß er die Operation der Bestimmung in dasLaboratorium des Physikers verlegt und durch die Feinheit der Appa¬rate die früher angrwendeten großen Distanzen ersetzt . Die Geschwin¬digkeit deS Lichtes wurde durch diesen so veränderten Apparat auf298,000 Kilometer, ungefähr 39,OM Meilen, in der mittler» Zeitsekundebestimmt.

Verantwortlicher Redakteur:
vr . I . Herm. Kroenlein .



K Z .x .630 . Bruchsal . Vom tiefen
S^ MSchmerz ergriffen , gebe ich allen Ver -

I wandten , Freunden und Bekannten

Nachricht , daß meine innigst geliebte
Gattin und Mutter ,

Magdalena , geb. Heuber
nach siebentägigem Krankenlager am 9 . d . M .
in ein besseres Jenseits abgerufen wurde .

Feld , Steueroberaufseher .

Z .W. 615. Nr . 10,438 . Karlsruhe .

Erledigte Auditorsstelle.
Die Stelle eines Auditors für die hiesige Garnison

ist in Erledigung gekommen. Die Bewerber um die¬
selbe haben sich längstens bis zum 1 . Juli bei dem
UnterzeichnetenMinisterium zu melden.

Karlsruhe , den 8 . Juni 1863.
Krikgomliiisteiiui» .

Ludwig .
vclt . Wenz .

Z.r .627 . Karlsruhe .

Dienstantrag.
Bei der großh. Generalwitlwen - und Brandkasse in

Karlsruhe ist die dritte Beamtcnstelle — ohne Staats¬
dienereigenschaft — mit einem Gehalte von 700 fl .
durch einen geschäftsgeübtenKameralpraktikanten oder
Kameralassistenten alsbald zu besetzen.

Bewerber belieben sich unter Vorlage ihrer Zeug¬
nisse bis zum 30 . Juni d . I . diesseits zu melden.

Karlsruhe , den 9. Juni 1863.
Grösst) . Generalwittwen - und Brandkasse.

Z .r .602. Karlsruhe .

Bekanntmachung .
Die Eröffnung des Betriebs auf der
neuen Bahnstrecke von Waldshut bis
Konstanz betr.

Am 15 . d. Mts . wird die neue Bahnstrecke von
Waldshut bis Konstanz für den Personen - , Ge¬
päck- , Equipagen - , Thiere- und Gütertransport dem
regelnräßigen Betrieb übergeben werden.

Wir bringen dies zur öffentlichen Kenntniß mit
dem Anfügcn , daß die, von diesem Tage anfangend ,
aus der neuen Bahnstrecke kursirenden täglichen Fahr¬
ten , sowie die an solche sich anschließendenPost - und
Dampfschiffkurse aus dem auf 1 . l . Mts . ausgegebe-
ncn Fahrplan für den Sommerdienst der großh.
Eisenbahnen zu erseheir sind .

Karlsruhe , den 7 . Juni 1363.
Direktion der großh . Verkehrsanstalten .

Zimmer .
_ vcjl . Salzmann .

Z .r .596. Karlsruhe .

Bekanntmachung.
Den Personentarif auf der Strecke
Basel— Waldshut betr.

Es wird hiermit zur Lfscnllichen Kenntniß gebracht,
daß in Folge höherer Anordnung vom 15 . d . M .
anfangend für Beförderung von Personen auf der
Bahngrecke Basel — Waldöhut ein neuer Personen¬
tarif für den inner » Verkehr der großh . Eisenbahnen
in Anwendung komnien wird , wovon bei den Billet -
Bureaur Einsicht genommen werden kann .

Karlsruhe , den 8. Juni 1863.
Direktion der großh. Verkehrsanstalten.

Zimmer .
vckt . Salzmann .

So eben ist erschienen und in der G . Brann ' schen
Hofbuchhandlung in Karlsruhe zu haben :

D 'r Vetter ans d'r Patz.
Dichtungen in pfälzischer Mundart

von
I . Philipp Zeller ,

genannt Vetter .
Preis , broschirt, 1 st. 12 kr . , kart . 1 fl. 24 kr .

Dritte verbesserte Auflage !

Z .r .622 . So eben erschien und ist in der A . Geß -
ner schenBuchhandlung inKarlSrnhezu haben :

Voneordm.
Anthologie klassischer Volkslieder

für
Piauoforte und Gesang .

1 . und 2 . Lieferung, eleg . broch . r> 18 kr.

Diese Sammlung hilft einem längst gefühlten Be¬
dürfnitz ab, indem sie alle Lieder , älteren und neueren
Ursprungs , welche bis jetzt zerstreut waren , mit Text ,
Melodie und Harmonie vereinigt , bieten wird.
Die beiden letzteren sind so innig verwebt , datz sie be¬
quem am Piauoforte ausgesührt werden können und
auch ohne Gesang , als „ Lieder ohne Worte " ,
vieles Vergnügen bereiten.

Leipzig , 1863.
Ernst Schäfer.

Z .r .571 . Baden .

Eine geschickte Köchin wird auf Johanni in Dienst
gesiecht. Nähere Auskunft wird ertheilt im Gasthof
zum Goldenen Stern in Baden ._
^ Z .r .64l . Hof Bcrnbronn , Gemeinde- und
Amtsbezirk« Mosbach.

Aufforderung.
Nachdem durch Erlaß des grvßherzoglichen Justiz¬

ministeriums vom 22 . Juli 1802 . Nr . 4289 , die Auf¬
stellung emcs Lagerbuch « für den Weiler Bernbronn ,
badischen Gebiets , genehmigt und der Unterzeichnete
durch Beschluß des großh. Bezirksamts Mosbach vom
88 . Febr . d. I -, Nr. 2221 , mrt diesem Geschäft be¬
auftragt worden ist , ergeht hicmil nach Vorschrift des
Art . 6 der großh. Verordnung vom 26 . Mai 1857 an
alle Eigenthümer von Liegenschaften , zu deren Gunsten
Grunddienstbarkeiten bestehen , die öffentliche Auffor¬
derung , diese Dienstbarkeiten unter Anführung der
Rechtsurkunden alsbald dem Unterzeichneten zu be¬
zeichnen .

Den 10. Juni 1863.
Der Lagerbuchsbeamte für den Weiler Bernbronn .

Schultheiß Schwertzerin Höchstberg .

Z .r .625 . Erklärung .
Der Unterzeichneten Gesandtschaft gelangte di« in Sir. 70 der Badischen Landeszeitung vom 21 . März

d <3 publizirte nekrologische Notiz eines gewissen Adolf Mär sch zur Kenntniß , worin u . A . gesaat ist :

derselbe habe während seines Aufenthalts in Brasilien da« ehrenvolle Amt eines Lehrers der kaiserlichen Prin¬
zessinnen bekleidet sei vom Kaiser in den Adelstand erhoben worden rc . re . , und da die Gesandtschaft triftige
Gründe hatte an der Wahrhaftigkeit gedachter Angaben zu zweifeln, so veranlaßte sie den kaiserl. Brasilianischen

Vizekonsul in Karlsruhe , von der Familie des Verstorbenen die Vorweisung der betreffenden Diplome und

Urkun
^

n zu
wurde und konnte nicht entsprochen werden , aus dem natürlichen Grunde , weiljdie

Ehren , welche nach Versicherung des Artikels dem erwähnten M S r s ch in Brasilien zu Theil geworden sein

sollen,
'
nichts als reine Erfindung waren . . . . , , . .

Die Unterzeichnete Gesandtschaft sieht sich daher in die gebieterische Nothwendigkelt versetzt , andurch die¬

jenigen Angaben der fraglichen Notiz für grundlos zu erklären , welche mehrgenanntem Mär sch e,ne gesell¬

schaftliche Stellung beilegen , die er nie in Brasilien eingenommen hat .
^ Kaiserlich Brafiiianische Gesandtschaft für das Großherzogthum Süden , Hessen ,

Königreich Sairrn , Württemberg , Lurhcsscn und die Schweizerische Eidgenossenschaft.
F «t « L »» »« .

Baben , den 9 . Juni 1863.

Amerikanische Nähmaschinen
von A. M Lvn» >er 8h Bornv i» «kew -^ vier.

Erst seit kurzer Zeit in Deutschland eingeführt, haben diese Maschinen bereits einen Ruf gewonnen , wie

bis zum vielfach zusammen gelegten Leder , sowie säumen , Litzmbesätze machen , kräuseln, fälteln und steppen ,
d) Maschinen für H u t m a ch e

'
r und Mützenschirmsabrikanten mit Vorrichtungen zum Ein¬

sassen es Maschinen für Sattler , Schuhmacher und Schneider , erster - mit Vorrichtungen

zum Oelen und Pechen des Fadens und alle mit Einfasser versehen , eis Maschinen für die schwersten
Sattler - Arbeiten , als Pferdegeschirr rc . ^ ,

Agenten an allen g r ö ß e r e n P l ätz e n D e u t s ch l a n d s werden gesucht .

Z r .629 . Ellernthorsbrücke 11 , Hamburg .
Z .r . 638. Baden .

erkannt beste Qualität , in empfehlende Erinnerung .
Bestellungen werden aufs prompteste effektuirt.

' Im tzchühm !
Zum bevorstehenden Landesschießen in

^Mannheim bringe ich mein Lager in bayri¬
schem Büchsenpulvec (Naßbrand) , an -

Aug . Seiler .
Z .r .326 .s . Mannheim .

Dampfschifffahrt
zwischen Liverpool K New Vork .

Regelmäßige wöchentliche Beförderung .
Preis ab Mannheim in Mer Klasse 96 st.

Zur Abgabe von Plätzen sind ermächtigt
«L 81«LI in Dltiniilu lu ».

Photographiegehilft-Wesuch.
Z .r .gl '5 . Ein tüchtiger Photographiegehilfe wird

gesucht . Wo ? sagt die Expedition dieses Blattes .

Z .r .633 . Ein tüchtiger Schmied findet gegen guten
Lohn dauernde Beschäftigung. Wo ? sagt die Expe¬
dition dieses Blattes .

Z .r .597 . Oberlauchringen .

Oefferttliche Aufforderung.
Die Vergebung eines Wirthschafts-

rechteS in Oberlauchringen betr.
Die großh. Krcisregierung hat mit Erlaß vom 13.

Februar d. I . , Nr. 2555 , mit Genehmigung großh.
Ministeriums des Innern und in Uebereinstimmung
mit der Direktion der großh. Verkehrsanstalten der
Gemeinde Oberlauchringen ein persönliches Speise -
und Schenkwirlhschaftsrechtunter der Bedingung ver»
willigt , daß solches in einem bei der Eisenbahn -Halt¬
station Oberlauchringen zu errichtenden Gebäude be¬
trieben werde , und hat die Gemeindevertretung mit
Genehmigung des Amtes das ihr gehörige Gelände
gegenüber genannter Station hiezu bestimmt.

Bewerber um dieses Wirthschastsrecht werden auf¬
gefordert , ihre Gesuche unter Anschluß legaler Zeug¬
nisse über Fähigkeit, Leumund und Vermögen

binnen 4 Wochen
bei Unterzeichneter Stelle einzureichen, bei welcher auch
die nähern Bedingungen zu erfahren sinh.

Zugleich wird unsere Steigerungsankündigung vom
22. Mai d . I . , in Nr . 129 und 133 dieses Blattes ,
zurückgenommen.

Oberlauchringen , den 6 . Juni 1863.
Der Gememderath .

Bercher .
H a r t m a n n.

_ Mathis ._
Z .w .602. W a l d S h u t.

Liegenschasts-Berstei -
gerung .

In Folge richterlicher Verfügung werden aus der
Gantmasse des RheinhoswirthS Leo Hierlinger
von WaidShut am

Lamstag den 20 . Juni d . I .,
Mittags 2 Uhr ,

auf dem Nachhause zu Waldshut nachbeschricbene Lie¬
genschaften unter dem Anfügen öffentlich versteigert,
daß der Zuschlag sogleich erfolge , wenn der Anschlag
oder mehr geboten wird.

1 . Anschlag.
Ein vierstöckiges , von Stein erbautes ,

neu hergerichletes Wohnhaus mit Scheuer
und Stallung , großem Seitengebäude , mit
gewölbten Kellern , Garten , laufendem
Brunnen und der RealwirthschastSgerech-
tigkeit zum Rhcinhof . . . . . . . 17,000 fl.

2 Jauchert 2 Vierling Feld . . . . 930 fl.
3 .

23 Vierling Äcker und Wiesen- . . 4,680 fl.
22,610 fl.

Die Gebäulichkeiten befinden sich in gutem Stande ,
mit geschlossenem Hosraum , bieten eine herrliche Aus¬
sicht aus da « Rhein - und Aarthal , eignen sich der vor-
theichastenLage und ihres Umfanges wegen zu einer
größer » Brauerei , woran in hiesiger Gegend

Imi

Mangel ist.
Die Zahlungsbedingungen sind günstig gestellt ,

werden am Steigerungstagc bekannt gemacht . Fremde
haben sich mit legalen Vermögens- und Leumunds¬
zeugnissen auszuweisen .

Waldshut , de» 23 . Mai 1863.
Der großh. bad. Vollstrcckungsbeamte:

Kn och , Notar .
Z .w .612. Mannheim .

Hausverfteigerung.
In Folge richterlicher Verfügung

wird das dem Handelsmann August Holzmüller
gehörige Gebäude dahier , Stadtquadrat lüt . tt . 2
Nr . 1 , sammt Zugehör und liegenschaftlichen Perti -
nenzen am

Montag den 13 . Juli d . I . ,
Nachmittags 2 Uhr,

auf dem Rathhause dahier öffentlich versteigert und
wird der Zuschlag ertheilt , wenn der Schätzungs -
Preis von . 18,000 fl.
oder mehr geboten wirH .

Die näheren Steiqerüngsbedingungen können bei

dem Massepflegcr Herrn Robert Pfeiffer dahier
eingeschen werden.

Mannheim , den 9 . Juni 1863.
Notar Issel .

Zr .621 . Nr . 1013 . Karlsruhe .

Heugras-Versteige : nng .
Eingetretener Hindernisse wegen kann ine auf Mon¬

tag den 15 . Juni d . I . in dem Wirthshause an der
Straße in Bruchhausen anberaumte Versteigerung des
diesjährigen Heugraserwackses von

77 Morg . Hardtbruchwiesen , Gemarkung Ett¬
lingen ,

10 Morg . Brühlwiesen , Gemarkung Sulzbach,
4 - Fischweierwiesen, Gemarkung Malsch,

erst
Dienstag den 16 . d . M t S . , Morgens 9 Uhr,

abgehalten werden.
Karlsruhe , den 9 . Juni 1863 . >.

Großh . bad. Domänenverwaltung .
Bauer .

Z .r .588 . Nr . 335 . -Müllheim . ( Holzver¬
steigerung .) Aus diesseitigen Domänenwaloungen
werden öffentlich versteigert,

im Distrikt Vil. 2 Kühberg,
Samstag den 20 . Juni I . I ., Morgens 9 Uhr :

164 Stämme Eichen , Nutz - und Bauholz ,
2 Stämme Forlen deßgleichen ,

32 Klafter eichenes Rebsteckenholz ,
/ 5 -/ . Klafter eichenes Prügelholz ,
37 -/7 Klafter eichenes Klotzholz und Schlagraum .

Die Zusammenkunft ist aus der Hiebsstelle .
Müllheim , den 7. Juni 1863.

Großh . bad. Bezirksforstei.
Will .

V .307. Nr . 6707. Säckingen . ( Bekannt¬
machung .) Zum Gesellschaftsregister wurden auf
Beschluß vom Heutigen , Sir. 6707 , eingetragen die
Firma : „Ignaz Berberich in säckingen " (siehe
Firmenregister Nr . 11 ) unter Nr . 11, und „ Ignaz
Berberich Söhne in Kleinlaufenburg " (siehe Fir¬
menregister Nr . 12) unter Nr . 12, in welche als offe¬
ner Gesellschafter Josef Fridolin Berberich von
hier emgetrcten ist. Die Gesellschafter dieser offenen
Handelsgesellschaft sind also : 1) Ignaz Berberich ,
Kaufmann hier , und 2) Joseph Fridolin Berbe¬
rich , Kaufmann von hier. Nach Ehevertrag des
Letzteren, ü . <l . 6 . Mai 1863, mit Philippine Hörnle
von Riedlingen , wirft jeder Theil 1000 fl . in die
Gemeinschaft, und ist sämmtliches fahrendes Bei¬
bringen beider Theile sür Liegenschaft erklärt und
von der Gemeinschaft ausgeschlossen . Der Ehever¬
trag des Ignaz Berberich , ck. ck. 26 . September
1855, ist zum Offenkundigkeitsbuch Nr . VIll. S . 12
bis 15 eingetrageu. Die Gesellschaft hat am 27 .
Mai 1863 begonnen , und wird von beiden Gesell¬
schaftern vertreten.

Säckingen, den 6. Juni 1863.
Großh . dad. Amtsgericht.

F i s ch l e r.
Hauser .

Z .w .495 . Nr . 3199 . Adelsheim . ( Erbvor¬
ladung .) Ludwig Karl Willig von Unterkessach,
welcher vor mehreren Jahren nach Nordamerika aus¬
gewandert , ist zur Erbschaft seiner Mutter , der Chri¬
stian Willig 's Ehefrau ', Susann » , geb. Hespelt ,
von da , berufen, sein Aufenthaltsort aber unbekannt.

Derselbe oder dessen etwaige Rechtsnachfolger wer¬
den anmit aufgefordert , sich zur Erbtheilung

binnenZ Monaten
dahier einzufinden , widrigenfalls die Erbschaft ledig¬
lich Denjenigen würde zugetheilt werden , welchen sie
zukäme , wenn die Vorgeladenen zur Zeit des Erban¬
falls nicht mehr am Leben gewesen wären .

Adelsheim, den 29 . Mai 1863.
Großh . dad. Amtsrevisorat .

Schilling .
MathoS , Notar .

Z . w.621 . Nr . 6352 . Bonndorf . ( Ausge¬
hobene Vermögensbeschlagnahme . ) Die
unterm 3. Dezbr. v . I . angeordnete Vermögensde-
schlagnahmewird bezüglich der Katharina Büche von
Stühlingen hiemit wieder aufgehoben.

Bonndorf , den 8 . Juni 1863 .
Großh . bad. Bezirksamt .
Seidenspinner .

Frankfurt , 10. Juni 1863. Staatspapiere -

Oesterr.

Preuß .

Bayern

Wrtbg .

Baden

5°/ ° Met . i . S . b . R .
5°/ ° do. in holl. St .
57 -, do. 1852 in Lst.
5"/o do . 1859 „ .
57 -, Lomb . i . S . b .R .
5"/ -,Venet .C.b .R .7 ,
57oNat . -Anl . 1854
57oMet . -Obligat .
57 » do . 1852C . b. R .
47 - °/° Met . -Oblig .
57o Oblig . b Rlh .
4 -/, °/° do .
47 -, do .
3V-°/a Staalssch .
47 -7 ° l jährig .
4,7-7 ° V-jöhrig
47 -, Ilährig
47o 7 -jährig
47o Ablös. - Rente
37 -7 °
47,7 ° Obl . b. Rlh .
47 ° dto.
37 -7 ° dto.
47 ° Obligation .
37 - °/° dto. v . 1842

82V. G.
82/z b .
927 . G.
837 - S .
71 b. G .
66 '/- G.
66 -/2 G.
59' / . G .
1057 . P .
101 -/ . G .
987 ° 'S .
89 P .
1027 « P .
103'

, 2 P .
1017 . P .
1017 , P .
1017, P .
977 ° G .
105 P .
1037 ° G .
96^/. P .
1007 . G .
947 ° P .

G .Hess.

Nassau

Brschw .
Lrbg.

Franks.

Rußl .
Finnl .
Span .

Belgien
Italien
Schwd.

Schwz.

N -Am.

57 « Obligation .
47 ° dto.
37 - 7 ° dto.
57 ° Oblig . b. Rth
47 -7 ° dto.
4°/° dto.
37 -7 ° dto.
37 -7 ° O . b.R . « 105
47oO .Fr .»28kr.b .E.
37,7 ° Obligation .
3"/° dto.
57oObl . inL. sfl .12
47,7 °Obl .i. RÄ105
37 ° inl . Schuld
2°/° Schuld
47 -7 °O . i .Fr .»28kr.
57o Rente Fr . « 28.
47 -7 ° Obligation .
47 -7oPfbf .b -B .LE .
47 -7 °E .O .Fr . «28k .
47 -7 ° Bern . St . -O.
47 « dto.
57 « Gf .St .O . Fr .28
67oSt .i.D .sfl .2 . 30
57 ° do. 187l u . 74

1027 « G.
10t P .
977 » P .
102-'/ . P .
1027 - P .
99 P .
92 P .
93 G.
937 . P .
997 ° P .
93 G .
91V« P .
90 '/. P .
507 . G.
48 G .
100 -/2 P .
72 -/° P .
987 ° b .
977 » P .
1027 . P .
1027 ^ G.
96 '/. P .
987 . P -
737 ° d.
677 . b .

Diverse Aktien , Eisenbahn Aktien und Prioritäten .
37 -, Frankfurter Bank
37o Oesterr. Bank -Aktien
57 « . Ered.A . i.O .W.
37 , Bayr . Bank s fl . 500
47o Darmst . B . - A . s fl. 250
47 ° Weimar . Bank -Aktien
47 , NeitteId.Cr . - A. s 10OTH.
47 ° Luremb. Bank - Aktien
Span .H. u .Jnd . Fr .500 « 28
Taunusbahn - Akt . » fl . 250
37 -7 ° Frankf .Han . Esnb . - A .
57oOesterr . -Ltaats -Esnb . - A ,
57oElisab .B .fl .200pr .St .7o
Rhein -Nahe- Bahn
47 , Ldwh. -Berb . Eisenbahn
47 -7uPf .Mar - Esb. - A . b . R .
47,7 °Bayer .OstbahnAktien
47 « Hess. Ludwigshahn
Friedr .- Wilh . -Nvrdb .- Akt.

133 P .
841P .
202 b . G .

239 G.
91 P .
98 P .
i047 ° G .
695 P .
307 P .
977 . P .

130 G .
337 , G .
1407 « P .
108 P .
116 P .
1267 - P .

!3--/o Oest . St . - Eisenb. -Prior .
V7 °Oest .Süd .St . u .Lvm .EB
5°/o Elisabethbahn - Prior . 7 »
57 ° do. neueste Emiss . 7 ,
57 °BLH .W . - B .P .i . S .b .R7 ,
47,7 ° Hess- Ldwgsb. - Prior .
5°/oL>est.Lld.1 .Pr . - O . i . Silb .

47,7 ° Ldwh .äöcrb .Pr . -Obl .
4°/° » » . «
4'/-7 °Rhein -Naheb. Pr .O.
47 -7 »Frkft . - Han . Prior . O.
57 ° Jlal .R .207 °Enz . Fr .»23
47 °Düdd.Bnk. - A .307oEinz .
Span .Cr .b .Pereirc707 ° »
47 -7 ° Bayer .Ostb . 307 ° ,
37oDeutsch.Phönir20 --/ '- ,
47 °Frkf.Provident .107o »
Frks. HyPothekenb . 257 » -

557s G .
537 « P .
85 '/ - P .
817 . b.
857 « b .
1017 . G .
827 « G .

1047 . P .
100 P .

253 G .

1157 ° P .
155 G.

1017. P.

AnIehenS -Loose.
Oest .250fl. b .R1839

„ 250 „ „ 1855
„ 100„Pr .L.1858
„ 500 „ v . 18607i

37r7 ° Preutz .Pr .A .
Schwed. Rthtr . 10 L.
Bad . 50-fl.-Loose

Kurh .40Thl .L . b.R .
Gr .Hesj . 50fl.L .b . R .

Nass. 25 - st. -L. b . R .
Sch . Lippe 25THI.L .
Sard . 36Fr .L . b . B .
Mail . 45Fr . L . b . R .
37oL .A .d .St .Brüss.
2 -/ -Lütt .Pr .O . d . G.
Ansb . - Gunzenh . L.

136 P.
847. P-
143 P.
89 b.
129 P.
10 P .
109 P.
54 -/. G. .
567. b.
132 -/. P.
38 '/° P.
377. P-

56 P.
357. P.
967- P-
367.
12 -/,P -

Wechsel -Kurse.
k.S .Amsterdam

Antwerpen ,
Augsd . " fl. 100 ,
Berlin ,
Bremen ,
Brüssel
Cd ln ,
Hamburg ,
Leipzig
London ,
Maild .i.Fr . 200 .
München ,
Paris ,
Wien .
Disconlo .

B. ,
937 ° B-
997 ° H-
105 G -
967 ° B.
937 « B-
105 G.
667 « G;
1057°

" .
1167 . -
937«
997 « « .
937. G-
1057»^ .
37» *

Gold und Tilber -

Pistolen
Preuß . Friedrd 'or.
Holl. st . 10 Stücke
Rand - Ducate »
20 -Frankenstücke
Engl . Sovereigns
Gold pr . ZoUpsund
Hochh .Lilb . p .Zpsd.
Preuß . Cassensch.
Dollars in Gold

fl. 9 3SA

s9 47 ^

„ 5 35 ,
> 237 ^
sllSl >s
„ 804—r
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